
 

 

DIHK Stellungnahme zur Konsultierung des SEAC-Entwurfs zum PFAS-Beschränkungsvorschlags, 22.05.2026 

Nr Frage  Antwortoption  Antwortentwurf 

1.0 Select the EU language in 
which you will respond to 
the questions (the questions 
themselves will be in English 
only). 

Single choice: List of EU 
languages. 

German 

1.1 Which of the following best 
describes you or your 
affiliation? 

Single choice: 1. 
Citizen/individual 2. 
Organisation 

Organisation 

1.2 Only if Q1.1 response: 2 
What type of organisation 
are you responding for? 

Single choice: 1. 
Government 
organisation 2. Non-
governmental 
organisation 3. 
Academic institution 4. 
Industry association 5. 
Company 

4. Industry organisation  

1.3 Only if Q1.1 response: 2 
What is the name of the 
organisation you are 
reporting for? 

Free text (limit: 300 
characters) 

Deutsche Industrie- und Handelskammer 

1.4 Please name a point of 
contact ECHA can contact if 
needed 

Free text (limit: 100 
characters) 

Kathrin Riedler 

1.5 What is the email address for 
that contact point? 

Free text (limit: 100 
characters) 

Riedler.kathrin@dihk.de 

1.6 If you submitted comments 
in the previous consultation 
on the Annex XV restriction 
proposal (Mar-Sep 2023), 
please list the comment 

Free text (limit: 300 
characters) 

9420 



 

 

numbers (e.g. #1234, 
#5678). 

1.7 Is your organisation national 
or international? 

Single choice: 1. 
National 2. International 

1. National  

1.8 What country are you (or 
your organisation) based in? 

Single choice: List of 
countries 

Germany 

1.9 How many members does 
your association have? 

Numerical Mehr als drei Millionen 

1.17 Are you providing 
information from the 
perspective of a single 
organisation, or more 
broadly (e.g. on behalf of 
multiple organisations or 
other broader perspective, 
such as, sector-wide view)? 

Single choice: 1. I am 
reporting information 
for a single organisation 
– the responses 
provided reflect the 
impacts (e.g. losses) on 
the entity, which I am 
reporting for. 2. I am 
reporting information 
more broadly e.g. for 
multiple organisations 
or a whole sector. 

2. I am reporting information more broadly e.g. for multiple organisations or a whole sector. 

2.17 Choose all sectors that are 
relevant or covered by your 
responses in this general 
survey. 

Multiple choice: List of 
sectors covered by the 
SEAC draft opinion (see 
section 2.2. of the SEAC 
draft opinion). 

Select all 

2.18 Please provide a general 
description of the use(s) of 
PFAS (or alternatives) you 
are providing comments on 

Free text (limit: 2 000 
characters) 

PFAS sind aufgrund ihrer außergewöhnlichen Beständigkeit gegenüber Hitze, Chemikalien sowie 
Fett und Wasser in vielen Bereichen der Wirtschaft weit verbreitet. Sie sind häufig unverzichtbare 
Hochleistungsmaterialien, insbesondere unter anspruchsvollen Bedingungen, bei denen 
Zuverlässigkeit und Stabilität entscheidend sind. 
Insgesamt spielen PFAS eine wichtige Rolle in zahlreichen Industrien und Wirtschaftszweigen und 
ihre Anwendung ist eng mit Produktsicherheit, Langlebigkeit und der Einhaltung von Vorschriften 
verbunden. Zwar existieren teilweise Alternativen, doch sind viele Anwendungen bislang nur 
schwer ersetzbar, da andere Materialien oft nicht die gleiche Kombination aus Leistungsfähigkeit, 



 

 

Beständigkeit und Prozesssicherheit bieten. Darüber hinaus bestehen Anwendungsfelder, in 
denen auf auch mittel- und langfristig keine adäquaten Alternativen absehbar sind. 
Ohne PFAS wären Bauteile anfälliger für Versagen, was zu geringerer Zuverlässigkeit und kürzerer 
Lebensdauer führen und die Einhaltung von Sicherheitsstandards erschweren würde. Diese 
Einschränkungen sind in Teilen direkt relevant für die Gesundheit und Lebenserwartung von 
Menschen. 

2.19 Please provide your 
comments on section 1.2. 
SEAC opinion 

Free text (limit: 5 000 
characters) 

Viele deutsche Unternehmen erwarten erhebliche negative Auswirkungen auf ihre Betriebe 
durch den derzeitigen Vorschlag zur Beschränkung von PFAS in seiner aktuellen Ausgestaltung. 
Auch die Gesundheitsversorgung ist direkt betroffen.  
Der Ansatz adressiert eine sehr heterogene Stoffgruppe mit mehreren tausend einzelnen 
Substanzen pauschal, obwohl diese für vollkommen unterschiedliche Anwendungen mit sehr 
unterschiedlichem Expositions- und Gefährdungspotenzial eingesetzt werden. Die enorme Breite 
der Stoffdefinition und der Vielzahl betroffener Verwendungen macht den Vorschlag 
außergewöhnlich komplex. 
Dies führt zu einer großen Zahl von Ausnahmen und Übergangsregelungen. Das resultierende 
Regelwerk wäre in dieser Form schwer überschaubar und würde insbesondere kleine und 
mittlere Unternehmen vor erhebliche praktische und administrative Herausforderungen stellen.  
Es gibt vereinzelt Stimmen in der Wirtschaft, die sich für den Beschränkungsvorschlag von PFAS 
aussprechen, insbesondere soweit für die jeweiligen Anwendungen bereits qualitativ 
gleichwertige Alternativen am Markt verfügbar sind. 
Aus Sicht der überwiegenden Mehrheit der deutschen Unternehmen sollte sich ein 
Beschränkungsverfahren aber an der bewährten Systematik der REACH-Verordnung orientieren. 
Die DIHK empfiehlt daher einen stoffbezogenen, risikobasierten Ansatz, der das tatsächliche 
Risiko einzelner PFAS-Substanzen und die jeweilige Art der Verwendung berücksichtigt. 
Mindestens jedoch sollte eine Differenzierung in Untergruppen erfolgen.  
Der Beschränkungsvorschlag in seiner jetzigen Form hätte erhebliche negative ökonomische 
Auswirkungen. Viele Unternehmen stünden vor existenziellen Herausforderungen, da zentrale 
Produkte und Produktionsprozesse betroffen wären. 

2.20 Please provide your 
comments on section 2.2. 
Summary of the opinion and 
2.2.2. SEAC opinion 
summary 

Free text (limit: 5 000 
characters) 

 



 

 

2.21 Please provide your 
comments on section 3.2. 
Justification that action is 
required on a Union-wide 
level 

Free text (limit: 5 000 
characters) 

Soweit PFAS reguliert werden, ist aus Sicht der deutschen Wirtschaft eine einheitliche 
Regulierung auf EU-Ebene notwendig und sinnvoll, da Herstellung, Verarbeitung und Handel 
dieser Stoffe grenzüberschreitend erfolgen. Nationale Alleingänge würden zu unterschiedlichen 
Regelungen im Binnenmarkt führen und damit die regulatorische Komplexität, den 
Verwaltungsaufwand und insbesondere die Belastung für kleine und mittlere Unternehmen 
erhöhen. Zudem entstünden neue Handelshemmnisse, die Rechtssicherheit, Planbarkeit und den 
freien Warenverkehr beeinträchtigen würden. 
Ein harmonisierter europäischer Rechtsrahmen ist daher entscheidend, um gleiche 
Wettbewerbsbedingungen für Marktteilnehmer zu gewährleisten und Wettbewerbsverzerrungen 
innerhalb der EU zu vermeiden.  

2.22 Please provide your 
comments on section 3.3.1 
Availability and technical and 
economic feasibility of 
alternatives 

Free text (limit: 5 000 
characters) 

Unternehmen berichten, dass Verfügbarkeit sowie technische und wirtschaftliche Machbarkeit 
von PFAS-Alternativen stark zwischen Branchen und Anwendungen variieren. Wo eine 
Substitution möglich ist, stellen viele Unternehmen bereits auf PFAS-freie Prozesse um. Für 
zahlreiche hochleistungs- und sicherheitskritische Anwendungen (beispielsweise in der 
Kabelherstellung, bei Dichtungen, O-Ringe, Maschinenkomponenten und bestimmten 
Schmierstoffanwendungen bzw. bei vielen Anwendungen in der Medizintechnik) existieren jedoch 
trotz intensiver Forschung derzeit keine technisch gleichwertigen Alternativen. PFAS besitzen in 
vielen Fällen einzigartige physikalisch-chemische Eigenschaften, die für Qualität, Sicherheit und 
Zuverlässigkeit derzeit unverzichtbar sind. Auch dort, wo Alternativen entwickelt werden, 
berichten Unternehmen, dass die Erprobung, Validierung und Zertifizierung oft viele Jahre 
dauern. Ob und wann mögliche Alternativen zur Verfügung stehen, können Unternehmen meist 
nicht abschätzen. Die Befristung der Ausnahmen stellt sie deshalb vor hohe wirtschaftliche 
Risiken. Dies kann auch bei Klima- und Umweltschutztechnologien zu Investitionszurückhaltung 
führen. 
Auch die Umstellung von Produktionsprozessen, Materialien und Lieferketten ist komplex und 
vielfach kurzfristig nicht realisierbar. Unternehmen rechnen mit einem komplizierten 
Umstellungsprozess von oftmals mindestens 10 Jahren. Eine austauschende Substitution ist nach 
dem heutigen Stand der Technik meist nicht möglich. Vielmehr müssen Anwendungen 
entsprechend dem eingeschränkten Eigenschaftsspektrum der für einzelne Teilaspekte 
verfügbaren Ersatzmaterialien werkstoffgerecht umkonstruiert werden. Aufgrund der 
langwierigen Entwicklungs- und Freigabeprozesse beispielsweise im Bereich der Automobil- oder 
Medizintechnikindustrie muss hier mit Übergangsfristen im Bereich einer bis mehrerer Dekaden 



 

 

gerechnet werden, wobei zu erwarten ist, dass einige Anwendungen nur unter Verlust von 
Funktionalität angepasst werden können. 
Insbesondere im B2B-Bereich, in Wirtschaftsbeziehungen zwischen Unternehmen, wird auch die 
seit Jahren garantierte Qualität der Produkte und Anwendungen vorausgesetzt, was für das 
Produktportfolio und die Geschäftstätigkeit von Zulieferern von Komponenten und 
Spezialanfertigungen an (Groß-)Kunden entscheidend ist. 
Zudem ist die Substitution mit erheblichen Kosten verbunden, etwa durch Forschung und 
Entwicklung, Prozessanpassungen, neue Anlagen und Schulungen. 
Alternativen sollten nur dann Grundlage für eine Beschränkung sein, wenn sie technisch 
verfügbar, funktional gleichwertig, wirtschaftlich tragfähig und über den gesamten Lebenszyklus 
bewertet sind. Dabei sollten Sicherheitsaspekte, Energie- und Ressourcenverbrauch, Emissionen 
sowie mögliche Zielkonflikte mit anderen Regulierungen berücksichtigt werden. Zudem sollte 
beachtet werden, dass leistungsähnliche Ersatzstoffe ebenfalls persistent sein könnten. 
Ein „akzeptabler Leistungsverlust“ sollte daher anwendungsspezifisch bewertet werden. 
PFAS-basierte Hochleistungsstoffe sind in vielen Industrien notwendig, um gesetzliche Vorgaben, 
Normen und Sicherheitsstandards einzuhalten. Breite Beschränkungen ohne geeignete 
Alternativen können Sicherheitsrisiken und negative Gesundheits- und Umweltwirkungen 
verursachen. 
Wo Derogationen erforderlich sind, sollten diese realistisch bemessen sein. Insbesondere in 
regulierten Bereichen sind dabei umfangreiche Konformitätsbewertungs- und 
Zertifizierungsverfahren zu berücksichtigen. Außerdem sollte ein transparenter 
Überprüfungsmechanismus die regelmäßige Bewertung und Verlängerung falls nötig ermöglichen. 
Auf diese Weise kann sichergestellt werden, dass die Regulierung flexibel auf technologischen 
Fortschritt reagiert, gleichzeitig aber auch anerkennt, dass in bestimmten Anwendungen weiterhin 
keine geeigneten Alternativen verfügbar sind. Dabei ist es wichtig, entsprechende 
Neubewertungen mit deutlichem Vorlauf und nicht erst zum Ende der Übergangsfrist 
vorzunehmen, da die Investitionen der Unternehmen Planungssicherheit benötigen.  
Besondere Herausforderungen ergeben sich für kleine und mittlere Unternehmen. Viele KMU 
verfügen weder über ausreichende Informationen zum Stand der Alternativenentwicklung noch 
über die Ressourcen, um sich umfassend an Konsultationen zu beteiligen. Kleine und mittlere 
Unternehmen benötigen daher besondere Unterstützung, etwa durch Informations- und 
Beratungsangebote und Übergangsfristen.  



 

 

Gleichzeitig sollte die EU die Forschung zu PFAS-Alternativen deutlich stärken. Vermehrte 
Investitionen und Forschungsförderung auf allen Ebenen, sowohl in der PFAS-Herstellung, der 
Frage der Substitute sowie der Entsorgung und dem Recycling sind aus DIHK-Sicht sinnvoll. 

2.23 Please provide your 
comments on section 3.4.1. 
Regulatory risk management 
options other than 
restriction 

Free text (limit: 5 000 
characters) 

Für bestimmte Anwendungen bestehen bereits sektorspezifische Risikomanagementmaßnahmen, 
mit denen potenzielle PFAS-Risiken in Teilen adressiert werden. In diesen Fällen wird der sichere 
Einsatz nicht primär durch eine pauschale Stoffbeschränkung, sondern durch produkt- und 
anwendungsspezifische regulatorische Anforderungen gewährleistet, die individuelle 
Expositionen gezielt begrenzen. Ein Beispiel ist die Medizintechnik, die der Verordnung (EU) 
2017/745 (MDR) unterliegt und ein verpflichtendes, produktspezifisches Risikomanagement 
vorsieht. Dabei werden eingesetzte Stoffe unabhängig von einer Gruppenregulierung unter 
Berücksichtigung von Gefährdung, tatsächlicher Exposition und funktionalem Nutzen bewertet. 
Ergänzende Vorgaben zur professionellen Anwendung, Rückverfolgbarkeit und Entsorgung 
reduzieren umweltbezogene Risiken zusätzlich über den gesamten Lebenszyklus. Vor diesem 
Hintergrund kann ein anwendungsbezogener, risikobasierter Ansatz eine geeignete Alternative 
darstellen, um bestehende sektorspezifische Regelungen wirksam zu nutzen und gleichzeitig 
unnötige Doppelregulierung sowie Einschränkungen für wichtige Anwendungen zu vermeiden. 

2.24 Please provide your 
comments on section 
3.4.2.2.1. Socio-economic 
analysis: Approach 

Free text (limit: 5 000 
characters) 

Für viele PFAS fehlen derzeit belastbare Daten, da sie bislang oft nicht unter bestehende Melde-, 
Kennzeichnungs- oder Informationspflichten fallen. Eine umfassende Bewertung ist daher nur 
eingeschränkt möglich. Vor diesem Hintergrund halten viele Unternehmen eine Regulierung mit 
weitreichenden sozioökonomischen Folgen ohne valide Datengrundlage für problematisch. 
Viele Unternehmen setzen sich für eine solide und umfängliche Datenbasis ein, um Transparenz 
herzustellen, bevor weitgehende Beschränkungen beschlossen werden. Instrumente wie eine 
schrittweise Identifizierung, Listung und Kennzeichnung im Rahmen der REACH-Systematik sowie 
eine verbesserte Informationsweitergabe im Rahmen der Lieferkettenkommunikation (z. B. über 
Sicherheitsdatenblätter) könnten relevante Informationen entlang der Lieferkette generieren. 
Kritisch gesehen wird der Konsultations- und Erhebungsansatz. Das stark standardisierte 
Umfrageformat ist insbesondere für KMU sehr aufwendig und zugleich einschränkend. Da keine 
Anlagen oder zusammenfassenden Dokumente hochgeladen werden können, sind mehrfach 
getrennte Einreichungen erforderlich, insbesondere bei mehreren unterschiedlichen PFAS-
Anwendungen im Unternehmen, was den administrativen Aufwand stark erhöht. Gleichzeitig 
besteht die Befürchtung, dass nicht alle betroffenen Sektoren und Anwendungen erfasst wurden.  
Erschwerend kommt die hohe Komplexität des Dossiers hinzu. Viele Unternehmen, insbesondere 
KMU, verfügen nicht über die notwendigen personellen und fachlichen Ressourcen, um alle 



 

 

Unterlagen in der erforderlichen Tiefe auszuwerten. Dies führt dazu, dass sich potenziell 
betroffene Unternehmen nicht beteiligen und relevante Informationen zu Anwendungen, 
Lieferketten, Alternativen und wirtschaftlichen Auswirkungen unberücksichtigt bleiben. 
Insgesamt besteht aus Sicht der deutschen Wirtschaft das Risiko, dass die sozioökonomische 
Bewertung auf einer selektiven und unvollständigen Informationsbasis beruht und damit die 
Aussagekraft sowie die Beurteilung von Verhältnismäßigkeit, Wirksamkeit und Umsetzbarkeit der 
Beschränkung erheblich eingeschränkt sind. 

2.25 Please provide your 
comments on section 
3.4.2.2.2. Socio-economic 
analysis: Costs 

Free text (limit: 5 000 
characters) 

Der Beschränkungsvorschlag hätte in seiner derzeitigen Form erhebliche ökonomische 
Auswirkungen. Unternehmensberichten zufolge stünden viele Betriebe vor existenziellen 
Herausforderungen, da zentrale Produkte und Produktionsprozesse betroffen wären, ohne dass 
selbst mittel- bis langfristig technisch gleichwertige Alternativen zur Verfügung stehen.  
In vielen industriellen Anwendungen bedeutet die Substitution von PFAS nicht lediglich einen 
Materialwechsel einzelner Komponenten. Häufig sind umfangreiche Neukonstruktionen, 
Systemanpassungen, Requalifizierungen sowie Validierungs- und Sicherheitsprüfungen 
erforderlich. Dies kann erhebliche Stillstandszeiten, operative Risiken und hohe Folgekosten 
verursachen. 
Als Konsequenz können Investitionen zurückgestellt oder ins Ausland verlagert werden. Schon 
jetzt kommt es zum Aufbau neuer Standorte im Nicht-EU-Ausland, wie in den USA, Ländern 
Asiens und Lateinamerikas. Wertschöpfungsverlagerungen und Arbeitsplatzverluste – auch in 
strukturschwachen Regionen – sind realistisch.  
Neben zusätzlicher finanzieller Belastung in einem ohnehin angespannten Marktumfeld sowie 
einer Gefährdung der Arbeitsplätze von assoziiertem Fachpersonal ist bei Umsetzung der 
Beschränkung mit einem potenziellen Funktionalitätsnachteil von in der Europäischen Union 
gefertigten und angebotenen Produkten zu rechnen. Europäisches Know-how und regionale 
Wertschöpfung sind dadurch gefährdet. 
 Bereits der Vorschlag einer umfassenden PFAS-Beschränkung entfaltet negative Signaleffekte für 
Investitionen und Innovationen. Unternehmen stellen Investitionen zurück oder brechen sie ab, 
insbesondere bei der Herstellung von PFAS für Nischenanwendungen.  
Dies droht zu einem Verlust von technologischem Know-how, einem dauerhaften Abbau 
europäischer Produktionskapazitäten sowie zu Importabhängigkeiten und Versorgungsengpässen 
zu führen – selbst für gesellschaftlich essenzielle Anwendungen oder solche mit vorgesehenen 
Ausnahmen. Aus Sicht der Wirtschaft bestehen unter anderem Risiken für die medizinische 
Versorgungssicherheit in der EU. 



 

 

Besonders betroffen sind Zukunfts- und Schlüsselindustrien wie erneuerbare Energien, 
Elektromobilität, Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologien, die Halbleiterindustrie, sowie 
Medizintechnik. PFAS sind dort zentrale Bestandteile wichtiger Komponenten; technisch 
ausgereifte Alternativen fehlen vielfach.  
Als Konsequenz würde die Wettbewerbsfähigkeit Europas geschwächt und zentrale Ziele des 
Clean Industrial Deals, der Energiewende, der Elektromobilität sowie des Klimaschutzes und der 
Innovation gefährdet werden. Eine undifferenzierte Beschränkung würde daher 
Transformationspfade behindern und die Zielerreichung des Clean Industrial Deal erheblich 
erschweren.  
PFAS erfüllen darüber hinaus in zahlreichen Medizinprodukten funktionskritische Aufgaben, u. a. 
zur Ermöglichung minimal-invasiver Verfahren, bei Implantaten und zur Sicherstellung von 
Sterilität und Haltbarkeit. Sofern in diesen Bereichen innerhalb der Derogationsfrist 
Substitutionsmöglichkeiten entwickelt werden können, tragen die Betriebe neben den direkten 
Umstellungskosten zusätzlich erhebliche Kosten für Rezertifzierungen nach dem 
Medizinprodukterecht.  Betroffen wären zudem auch Produkte ohne PFAS-Inhalt, deren 
Herstellung auf PFAS-abhängige Prozesse angewiesen ist, etwa in der Halbleiterfertigung. 
EU-weite Studien, darunter eine Analyse des Europäischen Parlaments zu Fluorpolymeren 
(Richards et al., 2025), verdeutlichen das hohe sozioökonomische Gewicht der betroffenen 
Wertschöpfung: Rund 39.000 Unternehmen – etwa 90 % davon KMU – und über 2,9 Millionen 
Beschäftigte sind in relevanten Schlüsselindustrien in der EU betroffen. Die Kosten der 
restriktivsten Regulierungsoptionen werden auf über 560 Mrd. Euro im ersten Jahr beziffert, 
zuzüglich hoher jährlicher Folgekosten. Diese Größenordnungen unterstreichen das erhebliche 
volkswirtschaftliche Risiko einer pauschalen PFAS-Beschränkung. 
Die Schwierigkeit, die Kosten quantitativ verlässlich abzuschätzen, zeigt die außergewöhnliche 
Komplexität des Vorhabens und das Risiko erheblicher, bislang nicht absehbarer Nebenfolgen.  

2.26 Please provide your 
comments on section 
3.4.2.2.3. Socio-economic 
analysis: Benefits 

Free text (limit: 5 000 
characters) 

 
 

2.27 Please provide your 
comments on section 
3.4.2.2.4. Socio-economic 

Free text (limit: 5 000 
characters) 

Positiv hervorzuheben ist die vorgesehene zeitlich unbegrenzte Ausnahmeregelung für 
Second-Hand-Artikel. Ein PFAS-Verbot für gebrauchte Erzeugnisse wäre sozioökonomisch 
kontraproduktiv, da es die Lebensdauer von Produkten verkürzen, funktionsfähige Güter vorzeitig 
entsorgen und damit Ressourcen- und Klimaschutzziele untergraben würde. Zudem ist eine 



 

 

analysis: Other relevant 
impacts 

analytische Prüfung gebrauchter Artikel auf PFAS in vielen Fällen praktisch kaum umsetzbar und 
mit unverhältnismäßigem Aufwand verbunden. 
Ähnliches gilt für Ersatzteile, deren Verfügbarkeit entscheidend ist, um vorzeitige Obsoleszenz 
von Produkten, Maschinen und Anlagen zu vermeiden. Viele industrielle Anlagen haben 
Lebenszyklen von mehreren Jahrzehnten. Die derzeit vorgesehene Ausnahmeregelung von 20 
Jahren erscheint daher nicht ausreichend, um diesen Realitäten gerecht zu werden. Zu kurze 
Fristen würden Reparaturen erschweren, Investitionswerte entwerten und die Kreislaufwirtschaft 
schwächen. 
Besonders betroffen sind kleine und mittlere Unternehmen, die häufig weder über ausreichende 
personelle Ressourcen noch über das notwendige Detailwissen verfügen, um die Auswirkungen 
einer undifferenzierten PFAS-Beschränkung umfassend zu bewerten. Da viele PFAS bislang nicht 
unter REACH- oder CLP-Informationspflichten fallen, fehlt es nachgeschalteten Anwendern oft an 
Transparenz über PFAS-Anteile. Die Nachverfolgung entlang komplexer Lieferketten ist für KMU 
daher mit erheblichem Aufwand verbunden. 
Darüber hinaus sollten die kumulativen Effekte der Beschränkung stärker berücksichtigt werden. 

2.28 Please provide your 
comments on section 
3.4.2.2.5 Socio-economic 
analysis: Proportionality 

Free text (limit: 5 000 
characters) 

Aus Sicht der Mehrheit der deutschen Unternehmen ist die Verhältnismäßigkeit der 
vorgeschlagenen PFAS-Beschränkung kritisch zu bewerten. Der Entwurf weicht deutlich von der 
etablierten Regelungssystematik der REACH-Verordnung ab, indem nicht – wie bisher vorgesehen 
– einzelne Stoffe oder klar abgegrenzte Stoffgruppen reguliert werden, sondern die gesamte 
PFAS-Stoffgruppe mit rund 10.000 unterschiedlichen Einzelsubstanzen pauschal erfasst wird. 
Dieser Ansatz wird den zum Teil erheblichen Unterschieden zwischen den einzelnen PFAS nicht 
gerecht. 
Eine pauschale Gruppenbeschränkung ohne fundierte stoffbezogene Risikobewertung stellt eine 
Abkehr vom bewährten risikobasierten Regulierungsansatz dar und wird von vielen Unternehmen 
als nicht ausreichend begründet und nicht verhältnismäßig wahrgenommen. Insbesondere erfolgt 
keine ausreichende Differenzierung nach tatsächlicher Exposition und konkreten Verwendungen.  
Bewertung der Beschränkungsoptionen: 

• RO1 ist aus Sicht der deutschen Wirtschaft unverhältnismäßig restriktiv und mit sehr 
hohen sozioökonomischen Kosten verbunden. 

• RO2 berücksichtigt zwar Übergangsfristen, diese sind jedoch angesichts der langen 
Entwicklungs-, Erprobungs- und Zulassungszeiten für Alternativen voraussichtlich nicht 
für alle Anwendungen ausreichend. Zudem braucht es die Möglichkeit von 
Verlängerungen für Ausnahmen, falls die Entwicklung von Alternativen länger benötigt. 



 

 

Unternehmen weisen darauf hin, dass die Verengung des Marktes aufgrund eines 
grundsätzlichen Verbots von PFAS mit engen anwendungsbezogenen Derogationen die 
Gefahr birgt, dass die dringend benötigten Stoffe bereits während der Schutzfristen nicht 
mehr verfügbar sein werden, weil die chemische Herstellung für einzelne 
Nischenanwendungen nicht mehr wirtschaftlich realisiert werden kann. 

• RO3 wird grundsätzlich positiv bewertet, da hier zeitlich unbefristete Ausnahmen 
vorgesehen sind. Diese werden jedoch zu restriktiv angewandt und auf zu wenige 
Sektoren und Verwendungen beschränkt. Insbesondere sollten unbefristete Ausnahmen 
auf weitere essenzielle Anwendungen und Branchen ausgeweitet werden, für die keine 
geeigneten Alternativen in absehbarer Zeit verfügbar sind – vor allem vor dem 
Hintergrund, dass RO3 mit zusätzlichen Maßnahmen zur Emissionskontrolle und zum 
End-of-Life-Management kombiniert wird. Bereits bestehende Instrumente im Bereich 
der Emissionskontrolle – etwa im Rahmen der Industrieemissionsregelungen – verfolgen 
schon heute das Ziel, Emissionen so niedrig wie technisch möglich zu halten, 
Freisetzungen in Luft und Wasser zu verhindern und hohe technische Standards sowie 
dichte Anlagen sicherzustellen.  
Von einigen Unternehmen wird angeregt, die Einteilung in Beschränkungsoptionen zu 
überdenken. Es müssten transparente Standards für die Zuordnung von Produkten und 
Anwendungen in „Verbot, Übergangsregelung oder Ausnahme“ gegeben werden. 

2.29 Please provide your 
comments on section 
3.4.2.3. Practicality, including 
enforceability 

Free text (limit: 5 000 
characters) 

Aus Sicht der deutschen Wirtschaft ist die praktische Umsetzbarkeit und Durchsetzbarkeit der 
vorgeschlagenen PFAS-Beschränkung von zentraler Bedeutung für ihre Wirksamkeit. Bereits SEAC 
weist zutreffend darauf hin, dass die Durchsetzung einer derart breit angelegten Beschränkung 
mit erheblichen praktischen Schwierigkeiten verbunden ist. Diese Einschätzung teilt die 
überwiegende Mehrheit der Unternehmen. Die vorgeschlagene Regelung würde 
Vollzugsbehörden wie Unternehmen voraussichtlich vor kaum zu bewältigende 
Herausforderungen stellen. 
Besonders problematisch ist die praktische Durchsetzbarkeit entlang globaler Lieferketten. Eine 
wirksame PFAS-Beschränkung kann nur dann funktionieren, wenn sie gleichermaßen für in der EU 
hergestellte Produkte wie für Importe aus Drittstaaten gilt und auch kontrolliert werden kann. 
Ohne effektive Grenz- und Marktüberwachung drohen erhebliche Wettbewerbsnachteile für 
europäische Unternehmen, während PFAS-haltige Produkte aus Drittstaaten weiterhin auf den 
EU-Markt gelangen. 



 

 

Auch die vorgeschlagenen standortspezifischen Managementpläne werfen erhebliche Fragen 
hinsichtlich ihrer Umsetzbarkeit auf. Managementpläne sollten praktikabel ausgestaltet sein und 
sich auf tatsächlich relevante Informationen beschränken. Ferner muss gewährleistet sein, dass 
Bewertung, Überwachung und Kontrolle individueller Managementpläne innerhalb der EU 
einheitlich erfolgen, um Rechtssicherheit und Gleichbehandlung der Unternehmen 
sicherzustellen. 

2.30 Please provide your 
comments on section 
3.4.2.4. Monitorability 

Free text (limit: 5 000 
characters) 

Die analytische Erfassung und Überwachung von PFAS ist in vielen industriellen Anwendungen 
technisch äußerst anspruchsvoll. PFAS sind häufig in Komponenten wie Dichtungen, 
Beschichtungen oder Schmierstoffen enthalten und nicht unmittelbar identifizierbar. Für eine 
zuverlässige Analytik sind vielfach spezialisierte Laborverfahren, externe Dienstleister sowie 
erhebliche Investitionen erforderlich. Für viele Unternehmen, insbesondere KMU ist dies 
praktisch nur eingeschränkt umsetzbar. 

2.31 Please provide your 
comments on section 
3.4.3.2.1. Conclusion 
whether the suggested 
restriction is the most 
appropriate EU-wide 
measure: (i) PFAS definition 

Free text (limit: 1 000 
characters) 

Aus Sicht der Mehrheit der deutschen Unternehmen ist die vorgeschlagene PFAS-Definition keine 
geeignete Grundlage für eine EU-weite Beschränkung. Sie ist sehr weit gefasst und umfasst 
tausende Stoffe mit unterschiedlichen chemischen Eigenschaften, Anwendungen und 
Risikoprofilen. Dadurch werden PFAS trotz zum Teil erheblicher Unterschiede bei Persistenz, 
Freisetzungspotenzial und tatsächlicher Gefährdung einheitlich behandelt. Die breite Definition 
macht zahlreiche Ausnahmen notwendig und führt zu einer komplexen, nur eingeschränkt 
praktikablen Regulierung. Besonders KMU sind auf Rechtsklarheit und Planbarkeit angewiesen. 
Eine stärkere Differenzierung erscheint sinnvoll. Eine Unterteilung der PFAS, etwa nach 
Eigenschaften oder Expositionspotenzial, könnte einen risikobasierten und verhältnismäßigen 
Ansatz ermöglichen. Unternehmen fordern verstärkt, dass die Untergruppe der Fluorpolymere 
gesondert betrachtet und deren Ausnahme von der pauschalen Beschränkung geprüft werden 
sollte.   

2.32 Please provide your 
comments on section 
3.4.3.2.1 Conclusion whether 
the suggested restriction is 
the most appropriate EU-
wide measure: (ii) Exclusion 
of PFAS from the scope 

Free text (limit: 1 000 
characters) 

Unternehmen setzen sich vermehrt dafür ein, dass ein Ausschluss bestimmter 
PFAS-Untergruppen, insbesondere Fluorpolymere, vom Anwendungsbereich der vorgeschlagenen 
Beschränkung geprüft werden soll. Laut Unternehmensberichten stellen Fluorpolymere eine 
abgrenzbare Untergruppe innerhalb der PFAS dar. Mögliche Risiken von PFAS-Emissionen, 
insbesondere in der Herstellungs- und Entsorgungsphase von Fluorpolymeren, sollten durch 
bestehende und weiterentwickelte Emissionskontroll- und Abfallmanagementmaßnahmen 
entlang des Lebenszyklus adressiert werden. 
Es gibt wissenschaftliche Hinweise, dass sich Fluorpolymere in europäischen 
Hausmüllverbrennungsanlagen bei Temperaturen um die 860 Grad Celsius sicher verbrennen 



 

 

lassen (z.Bsp. Gehrmann H.-J. et.al.; Mineralization of fluoropolymers from combustion in a pilot 
plant under representative european municipal and hazardous waste combustor conditions 
(2024).  

2.33 Please provide your 
comments on section 
3.4.3.2.2 Conclusion whether 
the suggested restriction is 
the most appropriate EU-
wide measure: Scope of the 
proposed restriction 

Free text (limit: 1 000 
characters) 

Siehe Punkt 2.32, zu Ausschluss von Fluorpolymeren 
Der pauschale Einbezug von Fluorpolymeren führt zu großer Komplexität, zahlreichen 
Ausnahmen und Vollzugsproblemen. Die Herausnahme von Fluorpolymeren vom 
Beschränkungsvorschlag würde aus Sicht vieler Unternehmen die Praktikabilität und 
Durchsetzbarkeit der Regelung deutlich verbessern und strategisch wichtige Industrien in Europa 
unterstützen. 

2.34 Please provide your 
comments on section 
3.4.3.2.3. Conclusion 
whether the suggested 
restriction is the most 
appropriate EU-wide 
measure: Concentration 
limits 

Free text (limit: 1 000 
characters) 

 

2.35 Please provide your 
comments on section 
3.4.3.2.4. Conclusion 
whether the suggested 
restriction is the most 
appropriate EU-wide 
measure: General 18-month 
transition period 

Free text (limit: 1 000 
characters) 

Die vorgeschlagene generelle Übergangsfrist von 18 Monaten ist für viele industrielle 
Anwendungen nicht realistisch. Unternehmen weisen darauf hin, dass allein die Identifikation 
PFAS-haltiger Bestandteile in der Lieferkette bei komplexen Produkten mehrere Monate bis mehr 
als ein Jahr in Anspruch nehmen kann. Die anschließende Substitution PFAS-haltiger 
Komponenten erfordert häufig mehrjährige Entwicklungs-, Test-, Qualifizierungs- und 
Zertifizierungsprozesse sowie Anpassungen von Anlagen und Wartungszyklen. Für viele Sektoren 
und Anwendungen ist es technisch nicht möglich, innerhalb von 18 Monaten tausende 
Komponenten in globalen Lieferketten zu ersetzen und zu validieren. Daher empfehlen wir 
dringend längere generelle Übergangsfristen von mindestens 36 Monate; in Fällen ohne 
bestehende Alternativen sind aus Sicht der Wirtschaft deutlich längere Übergangsfristen 
notwendig.  

2.36 Please provide your 
comments on section 
3.4.3.2.5. Conclusion 
whether the suggested 

Free text (limit: 5 000 
characters) 

Aus Sicht der deutschen Wirtschaft kommt den Ausnahmeregelungen eine zentrale Bedeutung 
für die Verhältnismäßigkeit und Praxistauglichkeit der vorgeschlagenen PFAS-Beschränkung zu. 
Die derzeit vorgesehenen Übergangsfristen und Ausnahmedauern von fünf bzw. zwölf Jahren sind 
angesichts der realen Innovations-, Entwicklungs-, Erprobungs- und Zertifizierungszyklen 



 

 

restriction is the most 
appropriate EU-wide 
measure: Derogations 

voraussichtlich in vielen Industriebranchen deutlich zu kurz bemessen. Die Substitution von PFAS 
– sofern überhaupt technisch möglich – erfordert häufig sehr lange Zeiträume, insbesondere in 
sicherheits- und technologieintensiven Anwendungen. 
Viele Unternehmen fordern, eine flexible, fallbezogene Überprüfung und Verlängerung von 
Ausnahmen zu ermöglichen sowie die Möglichkeit zur erneuten Antragstellung vorzusehen, wenn 
sich die technologische Situation nicht wie erwartet entwickelt. Insofern unterstützt die Mehrheit 
der Unternehmen eine Klausel zur Revision, die eine klare Methodik zur Bewertung von 
Alternativen und Mechanismen zur Verlängerung von Ausnahmen bei Verzögerungen vorsieht. 
Einige Unternehmen merken jedoch an, dass eine Neubewertung der Derogation gegen Fristende 

am Problem vorbei gehe, da ein solches Verfahren die notwendige Planungssicherheit für die 

Unternehmen untergräbt. Absehbar zu kurze Fristen können daher mit oder ohne Neubewertung 

nach Fristablauf insbesondere für KMU ein nicht tragbares Risiko darstellen und zum Verlust von 

Produkten am Markt führen. Es ist daher zentral, die vorgesehene Derogationsfrist nicht von 

vornherein zu kurz anzusetzen, wenn eine längere Anpassungsdauer – etwa aufgrund 

notwendiger Grundlagenforschung und anschließend erforderlichen Erprobungs-, Evaluierungs- 

und Zertifizierungsverfahren – bereits jetzt absehbar ist. 

Wo geeignete Alternativen bereits verfügbar sind oder sich nachweislich kurz vor dem 
Markteintritt befinden, können zeitlich befristete Übergangsfristen sachgerecht sein. Unbefristete 
Ausnahmen sollten allerdings aus Sicht der Mehrheit der Unternehmen auf weitere essenzielle 
Anwendungen und Branchen ausgeweitet werden, für die in absehbarer Zeit keine hochwertigen 
und funktional gleichwertigen Alternativen verfügbar sind– flankiert durch geeignete 
Emissions- und Risikomanagementmaßnahmen. 

2.37 Please provide your 
comments on section 
3.4.3.2.6.1. Conclusion 
whether the suggested 
restriction is the most 
appropriate EU-wide 
measure: Reporting 
requirements 

Free text (limit: 1 000 
characters) 

Die vorgeschlagenen Berichts- und Monitoringpflichten gelten für viele Unternehmen in 
industriellen Anwendungen als schwer umsetzbar. PFAS sind häufig in Materialien wie 
Dichtungen, Beschichtungen oder Schmierstoffen enthalten, was ihre Identifizierung und 
Quantifizierung erschwert. Der analytische Nachweis erfordert spezialisierte Geräte und 
Fachwissen, die nicht flächendeckend verfügbar und mit hohen Kosten verbunden sind. Viele 
Unternehmen sind daher auf externe Labore angewiesen, was ein routinemäßiges Monitoring 
zusätzlich erschwert. Zudem hängen Berichtspflichten von Informationen entlang komplexer 
Lieferketten ab, die oft nicht ausreichend verfügbar oder detailliert sind. Vor diesem Hintergrund 
sollten Umsetzbarkeit und Verhältnismäßigkeit der Anforderungen sorgfältig geprüft werden. Für 
eine praktikable und einheitliche Umsetzung sind klare Vorgaben, unterstützende Leitlinien und 
der Schutz vertraulicher Unternehmensdaten notwendig. 



 

 

2.38 Please give an indication of 
the costs related to the 
reporting requirements. 

Single choice: 1. Very 
low or none 2. Low 3. 
Moderate 4. High 5. 
Very high 6. I do not 
know 

High  

2.39 Please provide your 
comments on section 
3.4.3.2.6.2. Conclusion 
whether the suggested 
restriction is the most 
appropriate EU-wide 
measure: Site-specific PFAS 
management plan 

Free text (limit: 1 000 
characters) 

Die Anforderungen an PFAS-Managementpläne sollten schlank, praxisnah und auf wesentliche 
Aspekte beschränkt werden, da komplexe Vorgaben die Umsetzbarkeit insbesondere für KMU 
erheblich erschweren. Entscheidend ist, dass die Inhalte nachweislich zum Schutz von Umwelt 
und Gesundheit beitragen und sich auf klar risikobehaftete Anwendungen konzentrieren. Aus 
Sicht einer Mehrheit von Unternehmen ist in vielen nachgelagerten Anwendungen das 
Emissionspotenzial bereits sehr gering, weshalb PFAS-Managementpläne hier zu hoher Belastung 
ohne erkennbaren Mehrwert führen würden.  

2.40 Please give an indication of 
the costs related to the 
implementation of a site-
specific PFAS management 
plan 

Single choice: 1. Very 
low or none 2. Low 3. 
Moderate 4. High 5. 
Very high 6. I do not 
know 

High 

2.41 Please give an indication of 
the costs related to 
monitoring of PFAS 
emissions at industrial sites 

Single choice: 1. Very 
low or none 2. Low 3. 
Moderate 4. High 5. 
Very high 6. I do not 
know 

High  

2.42 Please provide your 
comments on section 
3.4.3.2.6.3. Conclusion 
whether the suggested 
restriction is the most 
appropriate EU-wide 
measure: Additional 
conditions considered by 
RAC 

Free text (limit: 1 000 
characters) 

Bei vielen Anwendungen sind Emissionen von Natur aus gering, was eine kostspielige 
Überwachung von Spuremissionen unverhältnismäßig macht. Es gibt Unternehmensstimmen, die 
sich für eine "De-minimis"-Schwelle und reduzierte Berichtshäufigkeit für Anwendungen mit 
kleinen Mengen aussprechen.  
Die Übermittlung von Informationen zur Identität und Menge von PFAS sollte über etablierte 
Kommunikationsmechanismen innerhalb der Lieferkette erfolgen, beispielsweise über 
Sicherheitsdatenblätter.  



 

 

2.43 Please give an indication of 
the costs related to the 
additional conditions 
considered by RAC 

Single choice: 1. Very 
low or none 2. Low 3. 
Moderate 4. High 5. 
Very high 6. I do not 
know 

 

2.44 Please provide your 
comments on section 
3.4.3.2.7. Conclusion 
whether the suggested 
restriction is the most 
appropriate EU-wide 
measure: Interaction with 
other relevant legislation 

Free text (limit: 1000 
characters) 

Die vorgeschlagene Beschränkung sollte sich nicht mit bestehenden Rechtsvorschriften 
überschneiden, klar und durchsetzbar sein und Rechtsunsicherheit beseitigen. Sie muss mit 
bestehenden Regelungen, (unter anderem der IED, RoHS, WEEE, der Medizinprodukte- und In-
vitro-Diagnostika-Verordnung, der FCM-Verordnung, der F-Gase-Verordnung, der 
Wasserrahmenrichtlinie und den Abfallgesetzen) konsistent sein und darf keine Konflikte 
verursachen. 

2.45 Please provide your 
comments on section 3.5.2. 
Uncertainties evaluated by 
SEAC 

Free text (limit: 5000 
characters) 

 

2.46? Indicate each question for 
which your response 
contains confidential 
information 

Multiple choice: List of 
questions in survey. 

- 

 


